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Die in der vorliegenden Veröffentlichung enthaltenen 
Informationen und Meinungen sind die der Verfasser*innen 
und geben nicht notwendigerweise die Auffassung der 
Europäischen Kommission wieder. Weder die Europäische 
Kommission noch Personen, die in ihrem Namen handeln, 
sind für die Verwendung der hierin enthaltenen 
Informationen verantwortlich. 



 

 

 

 

 

Diese Veröffentlichung wird unterstützt durch das EU-Programm Rechte, 

Gleichstellung und Unionsbürgerschaft 2014-2020. 

Dieses Programm wird von der Europäischen Kommission umgesetzt. Sein Ziel ist 

es, einen Beitrag zur Weiterentwicklung eines Raums zu leisten, in dem die 

Gleichstellung und die Rechte von Personen – wie sie im Vertrag, in der Charta und 

in internationalen Menschenrechtsübereinkommen verankert sind – gefördert und 

geschützt werden. 

Weitere Informationen unter: http://ec.europa.eu/justice/grants1/programmes-2014-

2020/rec/index_en.htm  
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Einleitung 

Dieses Seminar fand am 14. September 2020 statt und war das dritte in einer Reihe 

von Online-Seminaren zu geschlechtergerechtem Vorgehen gegen die COVID-19-

Pandemie. Es wurde im Rahmen des Programms „Voneinander Lernen“ auf dem 

Gebiet der Geschlechtergleichstellung veranstaltet und war der dritten Säule der 

Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025 mit Bezug auf die 

„gleichberechtigte Führungsverantwortung in der Gesellschaft“ gewidmet. Im 

Mittelpunkt standen bewährte Verfahren für die ausgewogene Vertretung von 

Frauen und Männern in Entscheidungspositionen und -prozessen im Kontext von 

COVID-19. An der Veranstaltung nahmen 44 Teilnehmer*innen teil, darunter 

Regierungsvertreter*innen, Sachverständige und NROen aus 18 Mitgliedstaaten 

sowie mehrere Dienststellen der Europäischen Kommission, Mitglieder des 

Kabinetts von EU-Kommissarin Dalli, der Task Force der Kommission zur 

Gleichstellung der Geschlechter, des Europäischen Instituts für 

Gleichstellungsfragen und der European Women’s Lobby.  

Das Seminar erörterte bewährte Verfahren zu drei Themen im Zusammenhang mit 

der ausgewogenen Vertretung der Geschlechter in Entscheidungspositionen im 

Kontext von COVID-19. Sie wurden unter den Antworten auf einen Fragebogen der 

Kommission ausgewählt, in dem die Mitgliedstaaten Angaben darüber machen 

sollten, wie sie während der Pandemie an die Geschlechtergleichstellung 

herangingen bzw. welche Vorgehensweisen für die Erholungsphase geplant sind.  

1.  Hintergrund 

1.1  Der Ansatz der Europäischen Kommission in Bezug auf 

die Notwendigkeit eines geschlechtergerechten 

Vorgehens gegen COVID-19 

Irena Moozová, Direktorin für Gleichstellungsfragen und Unionsbürgerschaft 

(Europäische Kommission) unterstrich in der Eröffnung des Seminars die 

Notwendigkeit geschlechtergerechter Maßnahmen auf die COVID-19-Pandemie 

bzw. in der Wiederherstellungsphase. Es sei ein wesentliches Gebot, die 

grundlegenden EU-Werte der Gleichheit und Nichtdiskriminierung nicht aus dem 

Blickfeld zu verlieren und sicherzustellen, dass die Stimme von Frauen bei den 

Maßnahmen gegen die Pandemie in gleichem Maße Gehör findet. Ohne eine 

gleichberechtigte Führungsverantwortung und Beteiligung der Frauen büßen die 

Maßnahmen gegen COVID-19 an Wirksamkeit ein, mit schwerwiegenden kurz- und 

langfristigen sozialen und wirtschaftlichen Folgen. 

Für die amtierende Kommission steht die Gleichstellung im Mittelpunkt der 

politischen Agenda. Es gibt erstmals ein für Gleichstellungsfragen zuständiges 

Kommissionsmitglied unter der Führung der ersten Frau an der Spitze der 

Europäischen Kommission. Noch nie zuvor wies die Zusammensetzung der 

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/who-we-work-gender-equality/mutual-learning-programme-gender-equality_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/who-we-work-gender-equality/mutual-learning-programme-gender-equality_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
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Kommission eine derart stark ausgeprägte Geschlechterparität auf. Die Kommission 

hat sich zum Ziel gesetzt, bis Ende 2024 auf allen Führungsebenen 

Geschlechterparität zu erreichen. Trotz EU-weiter Fortschritte bei der weiblichen 

Repräsentation in Wirtschaft und Politik stellen Frauen nach wie vor nur 32 % der 

Mitglieder in den nationalen Parlamenten, 30 % aller hochrangigen Minister*innen 

und 28 % der Mitglieder der höchsten Entscheidungsgremien von börsennotierten 

Großunternehmen. Darüber hinaus werden Frauen seltener zur Teilnahme an 

öffentlichen Debatten eingeladen, und ihre Sichtbarkeit hat während der Pandemie 

sogar noch weiter abgenommen. Im Zusammenhang mit COVID-19 kann eine 

größere Zahl von Frauen in hochrangigen Entscheidungspositionen dazu beitragen, 

diskriminierende gesellschaftliche Normen und Stereotypen in Frage zu stellen. Um 

die Defizite bei der Geschlechterparität in Unternehmensvorständen anzugehen, 

legte die Kommission 2012 einen Legislativvorschlag vor. Bis dato wurde im Rat 

noch kein Kompromiss erzielt. Die Aufhebung der Verhandlungsblockade bleibt für 

die Kommission eine Priorität.  

Die Europäische Kommission hat ehrgeizige Ziele und Maßnahmen zur Förderung 

der Geschlechtergleichstellung festgelegt, die in der Strategie für die Gleichstellung 

der Geschlechter dargelegt sind. Diese Maßnahmen sind im Zusammenhang mit 

der COVID-19-Pandemie umso bedeutender, als Frauen unverhältnismäßig stark 

von der Krise betroffen sind. Vor diesem Hintergrund ist es beunruhigend, dass 

Männer nach wie vor die Mehrheit der Entscheidungstragenden sowie der 

Redner*innen in öffentlichen Debatten zur Krise stellen. Dies spiegelt die 

Unterrepräsentierung von Frauen in Parlamenten, Regierungen, Unternehmen und 

Medien wider. Es gibt jedoch Anzeichen für Verbesserungen, wobei einige 

Mitgliedstaaten proaktive Schritte unternehmen, um Gender-Mainstreaming, die 

Führungsverantwortung von Frauen und die Einbeziehung von Frauen in die 

Ausarbeitung wirksamer Maßnahmen gegen die COVID-19-Pandemie 

sicherzustellen. Es ist von entscheidender Bedeutung, dass alle relevanten 

Interessengruppen dahingehend zusammenarbeiten, ein ausgewogenes 

Geschlechterverhältnis in Entscheidungspositionen zu erreichen und dafür zu 

sorgen, dass sowohl Akut- als auch Erholungsmaßnahmen eine eindeutige 

Geschlechterdimension aufweisen. 

1.2  Einführung durch die European Women‘s Lobby (EWL)  

Die European Women‘s Lobby steckte den Seminarkontext ab und betonte die 

dringende Notwendigkeit einer gleichberechtigten Beteiligung von Frauen an 

Entscheidungsprozessen bei Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung. Strukturelle 

Ungleichheiten und schädliche Stereotypen sind gewaltige Hindernisse für die 

weibliche Teilhabe an Entscheidungspositionen und -abläufen. Dies manifestiert 

sich in der Unterrepräsentierung von Frauen in den zuständigen Krisenstäben. Die 

Entscheidungsfindung stützt sich zunehmend auf Erfahrungen weißer Männer, und 

die Politik lässt die besonderen Auswirkungen der Krise auf Frauen 

unberücksichtigt. Dies verstärkt die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern und 

hat Folgen für Demokratie und Gerechtigkeit.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
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Die European Women’s Lobby hat sich eine „paritätische Demokratie“ zum Ziel 

gesetzt, um die gleichberechtigte Vertretung von Frauen und Männern in 

Entscheidungspositionen zu gewährleisten. Das Modell basiert auf der Gleichheit 

und Würde von Frauen und Männern, einem demokratischen und gerechten 

politischen System und der gerechten Aufteilung von Rechten, Pflichten und Macht 

zwischen Frauen und Männern. Die Umsetzung soll durch legislative und nicht-

legislative Maßnahmen erfolgen, einschließlich eines Gender-Mainstreaming-

Ansatzes. Die EWL erachtete es zudem als dringend notwendig, Frauen mehr 

Türen zu öffnen, und zwar durch verbindliche Quoten bei Wahlen auf nationaler, 

regionaler und europäischer Ebene. Darüber hinaus benötigen 

Frauenrechtsorganisationen mehr Mittel, und es muss gegen Stereotypen 

vorgegangen werden, um das Kontinuum der Gewalt gegen Frauen und Mädchen – 

einschließlich der Online-Gewalt – zu durchbrechen. Die Mitgliedstaaten müssen 

sich stark und innovativ zeigen und die Vorteile der weiblichen Teilhabe an 

Entscheidungsprozessen erkennen. 

2.  Diskussion bewährter Verfahren 

2.1  Ausgewogene Vertretung der Geschlechter in den 

Entscheidungsprozessen der Pandemie- und 

Wiederherstellungsmaßnahmen 

In Italien rief das Ministerium für Chancengleichheit und Familie am 15. April 2020 

die Task Force „Frauen für eine neue Renaissance“ ins Leben. Ihr gehören zwölf 

Frauen aus verschiedenen Bereichen an, darunter Wissenschaft, öffentliche 

Verwaltung und Wirtschaft. Sie sind damit beauftragt, Vorschläge für den sozialen, 

kulturellen und wirtschaftlichen Aufschwung nach COVID-19 auszuarbeiten. Die 

Task Force ist in drei Untergruppen zu folgenden Schwerpunkten eingeteilt: (i) 

Forschung, MINT und Kompetenzentwicklung, (ii) Förderung der weiblichen 

Erwerbsteilnahme und Einbeziehung von Frauen in Entscheidungsprozesse, und 

(iii) Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben sowie Bekämpfung von Stereotypen 

und Förderung des Wandels. Es wurden Ziele für die Erhöhung des Frauenanteils in 

allen Wirtschaftssektoren sowie für die Beseitigung der Hindernisse festgelegt, mit 

denen Frauen auf dem Karriereweg konfrontiert sind, allen voran in 

Wachstumsbereichen wie MINT, Computerwissenschaft, Cloud Computing und 

künstliche Intelligenz. Weitere Indikatoren beziehen sich auf 

Geschlechterstereotypen, die Frauen daran hindern, Führungspositionen zu 

bekleiden.  

Die Task Force hat Empfehlungen zur Förderung weiblicher Führungsverantwortung 

und zur Überwachung der Geschlechtergleichstellung durch die neue 

Beobachtungsstelle für Chancengleichheit sowie durch geschlechtsbezogene 

Wirkungsanalysen von Unternehmensabläufen veröffentlicht. Die Empfehlungen im 

Bereich der Solidarmaßnahmen betreffen u. a. Investitionen zugunsten der 

weiblichen Emanzipation und der finanziellen Unabhängigkeit von Frauen, etwa 

http://www.pariopportunita.gov.it/wp-content/uploads/2020/06/Women-for-a-New-Renaissance.pdf.pdf
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durch Bank- und Mikrokredite sowie Online- und Offline-Schulungen in Digital- und 

Finanzkompetenz. Der Schwerpunkt liegt dabei auf Frauen in prekären Situationen 

und in ländlichen Gebieten. Eine weitere Reihe von Empfehlungen betrifft die 

Wissenschaft als Motor für eine neue Renaissance durch Bildung und Ausbildung in 

MINT-Sektoren sowie die Förderung von MINT-Praktika für Mädchen und 

innovativen Lernmethoden, die bereits im Kleinkindalter zum Tragen kommen 

sollen.  

Schwedens bewährte Verfahrensweise für die Geschlechterparität in den 

Entscheidungsabläufen der öffentlichen Verwaltung steht im Einklang mit der 

Erklärung der Regierung, die sich selbst als „feministische Regierung“ bezeichnet. 

Es besteht eine übergreifende Verpflichtung für Frauen und Männer, Macht und 

Entscheidungsprozesse in der Gesellschaft zu teilen. Trotz der Fortschritte sind 

Frauen in einigen Bereichen nach wie vor unterrepräsentiert, etwa in 

parlamentarischen Ausschüssen und in Führungsgremien staatlicher Stellen. 

Das Eintreten Schwedens für eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter in 

Entscheidungspositionen geht auf 1988 zurück, als erstmals entsprechende Ziele 

festgelegt wurden, die seither vom schwedischen Statistikamt jährlich überwacht 

werden. 2015 traten neue Maßnahmen in Kraft, die bis 2018 die Geschlechterparität 

in allen Ausschüssen, Untersuchungskommissionen und Regierungsgremien 

herstellen sollten. Die Abteilung für Geschlechtergleichstellung muss alle 

Ernennungen von Staatssekretär*innen absegnen. Wenn ein ausgewogenes 

Geschlechterverhältnis nicht erreicht werden kann, ist eine Begründung vorzulegen, 

der die Abteilung für Geschlechtergleichstellung zustimmen muss. Im Juni 2020 

wurde eine Untersuchungskommission eingesetzt, die die von der Regierung und 

den Gemeinden während der COVID-19-Pandemie ergriffenen Maßnahmen 

evaluieren soll. Alle vorgeschlagenen Maßnahmen müssen unter dem 

Gesichtspunkt der Geschlechtergleichstellung beurteilt werden. Die Kommission ist 

geschlechterparitätisch besetzt. Die Herausforderungen und Lehren während der 

Pandemie in Schweden verdeutlichen, wie wichtig es ist, bestehende Strukturen und 

Routinen in Krisenzeiten aufrechtzuerhalten. Die Ziele wurden größtenteils durch 

weiche Maßnahmen erreicht, ohne dass Gesetze oder Quoten erforderlich gewesen 

wären. Auch wenn es immer Widerstände gegen die Machtteilung gibt, ist der 

politische Wille auf höchster Ebene gegeben. Das Gender Mainstreaming in der 

gesamten Regierung hat wesentlich dazu beigetragen, Widerstände abzubauen.  

Während der Diskussion zeigte ein Beispiel aus Österreich, wie die Gesundheit von 

Frauen und andere damit verbundene Bedürfnisse während der COVID-19-

Pandemie besser sichtbar gemacht wurden. Im Rahmen des österreichischen 

Aktionsplans Frauengesundheit wurden über das Internet „Focal Point“-Treffen mit 

regionalen Interessenvertretungen veranstaltet, um die Regierungsstellen auf 

Fragen der Frauengesundheit während der Pandemie aufmerksam zu machen. Die 

auf Bundesländerebene eingerichteten „Focal Points“ stecken Herausforderungen 

und Möglichkeiten zur Unterstützung von Frauen während der Krise in Bereichen 

wie psychische Gesundheit, Gewalt, sexuelle und reproduktive Rechte sowie 

Probleme im Zusammenhang mit der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben und 
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Heimunterricht ab. Es wurden spezifische Schwachstellen in Bezug auf Frauen mit 

Behinderung, Frauen mit Migrationshintergrund und Frauen mit 

Mehrfachbelastungen festgestellt.  

In Lettland organisierte die Regierung einen zivilgesellschaftlichen Dialog als 

Reaktion auf die wachsenden Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern und die 

Zunahme häuslicher Gewalt. Daraus resultierten staatliche Förderungen für NROen, 

sodass diese ihre Dienstleistungsversorgung aufrechterhalten und den Zugang zu 

wichtigen Diensten für weibliche Opfer von Gewalt und Menschenhandel 

gewährleisten konnten.  

2.2 Weibliche Vertretung in der öffentlichen Sphäre stärken  

Ein nachahmenswertes Beispiel aus Frankreich zielt darauf ab, die Sichtbarkeit von 

Frauen in den Medien zu verbessern. Der Ausgangspunkt ist, dass Meinungs- und 

Redefreiheit zu den demokratischen Grundrechten gehören. Als eine der 

wichtigsten Informationsquellen zur Pandemie ist die Rolle der Medien von enormer 

Bedeutung. Während des Lockdowns gab es eine beispiellose Zeitungs- und TV-

Berichterstattung über die COVID-19-Pandemie. Die Debatten wurden jedoch von 

überwiegend männlichen Kommentatoren aus Wirtschaft, Medizin und staatlichen 

Stellen dominiert.  

Die Abwesenheit von Frauen in den Medien veranlasste das Staatssekretariat für 

Geschlechtergleichstellung, die weibliche Repräsentation in den Medien in 

Krisenzeiten zu überprüfen und Vorschläge auszuarbeiten, um die Vertretung von 

Frauen in den Medien und in Entscheidungsinstanzen zu verstärken. Eine während 

des Lockdowns (März-Mai 2020) in Auftrag gegebene Umfrage ergab, dass die Zahl 

der in den Medien in Erscheinung getretenen weiblichen Sachverständigen während 

der Pandemie deutlich zurückging. Es ist offensichtlich, dass die Medien während 

der Krise weniger Augenmerk auf die Vertretung von Frauen in den Medien legten. 

Das verdeutlichte auch die bestehenden Ungleichheiten und Stereotypen in den 

Medien und in der gesamten Gesellschaft, einschließlich der Darstellung von 

Frauen in Literatur und Film.  

Die Empfehlungen des Berichts bezogen sich auf zwei Schwerpunkte. Erstens: Die 

Datenerhebung und Indikatoren zur Frauenbeteiligung in allgemeinen medialen 

Debatten und Nachrichtensendungen sowie sexistische und diskriminierende 

Stereotypen in Medieninhalten. Zweitens: Maßnahmen zur Stärkung der weiblichen 

Repräsentation in den Medien, u. a. mögliche Instrumente, Förderung bewährter 

Praktiken durch Kennzeichnung, Identifizierung von Expertinnen, Schulung und 

Ausbildung sowie zielgerichtete öffentliche Presseförderung. Der Abschlussbericht 

wurde am 11. September 2020 veröffentlicht. Er stützt sich auf Interviews und 

Konsultationen mit über 200 Medienvertreter*innen (Radio, Fernsehen und 

Printmedien) und präsentiert 26 Empfehlungen zu Ausbildung, öffentlicher 

Finanzierung und Gender Mainstreaming, mit dem Ziel, dass die Empfehlungen in 

konkrete Aktionen im Rahmen des COVID-19-Wiederaufbauplans umgesetzt 

werden. 

https://www.egalite-femmes-hommes.gouv.fr/wp-content/uploads/2020/09/Rapport-place-des-femmes-dans-les-medias-en-temps-de-crise-.pdf
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Während der Diskussion stellte Rumänien seine nationale, im September 2020 

angelaufene Sensibilisierungskampagne zur Stärkung der weiblichen Vertretung in 

Entscheidungsprozessen vor. Auslösendes Moment war die Feststellung, dass 

Frauen während der Pandemie an vorderster Front im Kampf gegen das Virus 

standen, aber in Entscheidungsprozessen nicht vertreten waren. Im Zuge der von 

der Nationalen Stelle für Geschlechtergleichstellung initiierten Kampagne werden 

auf deren Webseite Erfahrungsberichte von Frauen in Führungspositionen 

veröffentlicht. Außerdem finden Workshops unter der Leitung weiblicher 

Verantwortlicher aus NROen, der Wissenschaft, aus öffentlichen und privaten 

Einrichtungen sowie von sozialpartnerschaftlichen Organisationen statt. Es wurde 

eine Arbeitsgruppe ins Leben gerufen, die Änderungen des Gesetzes über 

Chancengleichheit (Gesetz Nr. 202, 2002) vorschlagen soll, um Quoten oder 

positive Maßnahmen zur Stärkung der weiblichen Vertretung in 

Entscheidungsprozessen auf allen Ebenen einzuführen.  

2.3 Intersektionelle Stimmen: Die Perspektive von Frauen aus 

Minderheiten berücksichtigen 

In Deutschland zielt die Kampagne #selbstbestimmt darauf ab, das Bewusstsein 

für die Auswirkungen von COVID-19 auf Migrantinnen und Flüchtlingsfrauen zu 

schärfen. Koordiniert wird sie von DaMigra, einem bundesweiten Dachverband von 

Migrantinnenorganisationen, der sich für eine Gender-Perspektive in der Politik und 

für die Geschlechtergleichstellung von Migrantinnen und Flüchtlingsfrauen einsetzt. 

Die Kampagne wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend finanziert und stellt die Mehrfachdiskriminierung von Frauen und ihr Recht 

auf Selbstbestimmung in den Mittelpunkt. DaMigra hat sensibilisierende Unterlagen 

zur Überwindung von Sprachbarrieren entworfen, wie zum Beispiel eine Postkarte 

über digitale Rechte, die in 11 Sprachen erhältlich ist. Es wurden regionale Dialoge 

abgehalten, um alltägliche Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf Migrantinnen 

und Flüchtlingsfrauen zu erörtern. Eine Umfrage unter den Mitgliedsorganisationen 

offenbarte spezifische Bedürfnisse von Migrantinnen und Flüchtlingsfrauen. Diese 

reichen von Unterstützung bei Arbeitslosigkeit über die Beantragung von 

Sozialleistungen bis hin zum Zugang zu Informationen sowie zu Gefährdungen 

aufgrund von Defiziten bei Sicherheit und persönlicher Schutzausrüstung am 

Arbeitsplatz. Zu den weiteren Herausforderungen zählen die Vereinbarkeit von 

Beruf und Kinderbetreuung sowie von Heimunterricht und Berufstätigkeit im 

Homeoffice. Die Gesundheitsbedürfnisse von Frauen kristallisierten sich als 

weiteres Anliegen von Frauen heraus, die während des Lockdowns in 

Unterbringungszentren und in prekären Situationen lebten. 

DaMigra hat Strategien entwickelt und sich für geschlechtergerechte Maßnahmen 

gegen die COVID-19-Pandemie eingesetzt, sei es in öffentlichen Erklärungen, über 

Social-Media-Kanäle, in WhatsApp-Gruppen, in Online-Seminaren oder in 

Veranstaltungen. Es wurden Kampagnen zum Nähen von Masken organisiert, und 

fallweise wurden Frauen zu staatlichen Stellen begleitet, wenn aufgrund häuslicher 

Gewalt eine Unterkunft benötigt wurde. Allerdings war es für Frauen aufgrund von 
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Kinderbetreuungspflichten und anderen Hindernissen schwierig, an Online-

Veranstaltungen teilzunehmen. Strukturelle Faktoren wie die fehlende Anerkennung 

von Qualifikationen drängen Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse. 

Während der Diskussion verwiesen die Teilnehmer*innen auf die Bedeutung der 

Intersektionalität und die Notwendigkeit, der Vielfalt an Frauenperspektiven 

Rechnung zu tragen. In Malta beispielsweise hat der Frauenrechtsrat die negativen 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf Frauen mit Behinderungen festgestellt, 

u. a. ihre Schwierigkeiten am Arbeitsplatz und auf dem Weg zur Arbeit. Darüber 

hinaus wurden Informationen für Migrantinnen in mehreren Sprachen bereitgestellt.  

4. Schlussfolgerungen  

In den Präsentationen und Diskussionen wurden bewährte Praktiken und innovative 

Wege zur Gewährleistung geschlechtergerechter Entscheidungsabläufe aufgezeigt. 

Die Teilnehmer*innen räumten ein, dass die Einführung neuer Maßnahmen ein 

notwendiger Schritt für Geschlechterparität sein kann. Primär gilt es jedoch, auf 

bestehenden Gesetzen und Maßnahmen zur Geschlechtergleichstellung 

aufzubauen und diese zu untermauern. Die Teilnehmer*innen erachteten es als 

überaus wichtig, dass alle Frauen in die COVID-19-Wiederaufbaupläne einbezogen 

werden. In praktischen Vorschlägen wurde auf die Förderung einer sinnvollen 

Beteiligung durch die Finanzierung zivilgesellschaftlicher Organisationen sowie 

durch Gender-Mainstreaming sämtlicher Politikmaßnahmen und Programme 

eingegangen. Dies ist von wesentlicher Bedeutung für die langfristige Stärkung der 

Entscheidungsverantwortung von Frauen. Es ist unerlässlich, dass Frauen in 

sämtliche Aspekte der Wiederaufbaupläne in allen Sektoren – ob 

Gesundheitswesen, Wirtschaft oder Medien – eingebunden werden. Auch die 

Sammlung und Analyse von Daten ist ein maßgeblicher Aspekt, insbesondere für 

das Verständnis der mannigfaltigen Bedürfnisse von Frauen.  

Das Seminar förderte die wichtige Erkenntnis zu Tage, dass paritätische 

Entscheidungsabläufe und die Anwendung von Gender Mainstreaming bei allen 

Akut- und Wiederherstellungsmaßnahmen im Rahmen von COVID-19 unverzichtbar 

sind. Dringend geboten ist ferner ein intersektioneller Ansatz, der den Bedürfnissen 

von Frauen in all ihrer Vielfalt Rechnung trägt. Eine enge Zusammenarbeit mit den 

Medien und anderen gesellschaftlichen Institutionen kann außerdem die 

Wahrnehmung, Repräsentation und Sichtbarkeit von Frauen bei der 

Wiederherstellung nach COVID-19 beeinflussen. Dabei gilt es auch sicherzustellen, 

dass die Verpflichtungen zur Geschlechtergleichstellung in Krisenzeiten nicht 

vernachlässigt werden und dass alle bestehenden Maßnahmen in nationalen und 

europäischen Gesetzen und Menschenrechtsinstrumenten vollständig umgesetzt 

werden.  

Christa Jakobsson (Europäische Kommission, Referat für die Gleichstellung von 

Frauen und Männern) hielt in ihren abschließenden Bemerkungen fest, dass das 

Seminar viele innovative Verfahrensbeispiele aufgezeigt habe, um eine 

geschlechtergerechte Beteiligung und Führungsverantwortung zu gewährleisten. 



Zusammenfassung 
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Die Praxisbeispiele hätten sichtbar gemacht, dass die öffentliche Debatte, die Rolle 

der Medien, Führungsverantwortung von Frauen und Sensibilisierung maßgeblich 

dazu beitragen, dass die Stimmen der Frauen gehört werden und dass Frauen in 

ihrer ganzen Vielfalt vertreten sind. Es brauche mutige und konkrete Maßnahmen, 

um die Gleichstellung der Geschlechter und die Geschlechterparität in 

Entscheidungspositionen und -abläufen zu erreichen. Darüber hinaus biete die 

Pandemie die Gelegenheit, neue geschlechtergerechte Maßnahmen einzuführen. 

Ziel der Online-Seminarreihe war es, den Mitgliedstaaten nützliche Methoden und 

Instrumente für die Entwicklung und Umsetzung geschlechtergerechter Maßnahmen 

gegen die COVID-19-Pandemie aufzuzeigen. Die Geschlechtergleichstellung muss 

im Mittelpunkt des Wiederaufbaus stehen, um die Chance zu nutzen, 

gesellschaftliche Gerechtigkeit fester denn je zu verankern und auf eine echte Union 

der Gleichheit hinzuarbeiten. 

 

 

 

https://ec.europa.eu/info/publications/webinar-series-gender-sensitive-responses-covid-19-crisis_en

